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Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 7. August, 19 Uhr, Kunstarkaden, Sparkassenstraße 3

Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers spricht zur Eröffnung der Gruppen-
ausstellung „Das Eine · Das Andere“. Es werden Arbeiten von acht Künst-
lerinnen und Künstlern, Sabine Bretschneider, Timur Dizdar, Christoph
Fikenscher, Sanni Findner, Patricia London Ante Paris, Nele Müller, Wolf-
gang Stehle und Anne Wodtcke, gezeigt, die von Pavel Zelechovsky
zusammen gestellt wurden.

Donnerstag, 9. August, 11 Uhr, Rathaus, Zimmer 200

Bürgermeisterin Christine Strobl zeichnet Monika Schneider für ihr jahre-
langes ehrenamtliches Engagement als Elternbeiratsvorsitzende und
Elternbeirätin und Ernestine Neuhofer für ihr jahrzehntelanges Engage-
ment im kirchlichen Ehrenamt mit der Medaille „München leuchtet –
Den Freunden Münchens“ aus.

Donnerstag, 9. August, 19 Uhr, Kunstpavillon

Alter Botanischer Garten am Stachus, Sophienstraße 7a

Stadtrat Josef Schmid (CSU) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters zur Verleihung des Seerosenpreises 2012 an Karl Imhof und
Michael Runschke. Die Laudatoren sind Diana Ebster, Kunsthistorikerin/
Kulturreferat, für Michael Runschke sowie Reinhard Fritz, Künstler,
für Karl Imhof.
(Siehe auch unter Meldungen)

Freitag, 10. August, 12.30 Uhr, Spielstadt Mini München, Olympiapark

Bürgermeisterin Christine Strobl eröffnet den Aktionstag zur Solidarität
zwischen den Generationen „50plus trifft 15minus“ in der Spielstadt
Mini München und nimmt anschließend an einer Diskussionsrunde teil.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 14. August, 19.30 Uhr, Alten- und Service-Zentrum „West-

park“, Badgasteiner Straße 5 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark) mit
der Vorsitzenden Ingrid Notbohm.
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Dienstag, 14. August, 20 Uhr, Alten- und Service-Zentrum „Westpark“,

Badgasteiner Straße 5 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark).

Dienstag, 14. August, 19.30 Uhr, Stadtteilkulturzentrum Giesinger

Bahnhof, „Gepäckhalle“, Giesinger Bahnhofplatz 1 (barrierefrei)

Ferienausschuss des Bezirksausschusses 17 (Obergiesing - Fasangarten).
Zu Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsit-
zenden Horst Walter statt.

Meldungen

Arne Ackermann wird Leiter der Münchner Stadtbibliothek

(7.8.2012) Die Münchner Stadtbibliothek, das größte kommunale Biblio-
theksnetz Deutschlands, wird in Zukunft von Dr. Arne Ackermann geleitet.
Der 47-Jährige ist derzeit Bibliotheksdirektor in Leipzig und wird zum Jah-
resbeginn 2013 nach München wechseln. „Mit Herrn Ackermann haben
wir eine Persönlichkeit gewinnen können, bei der die strategische Weiter-
entwicklung der Münchner Stadtbibliothek in guten Händen ist. Sein aus-
geprägtes Serviceverständnis, Mut zu Innovationen und ein hoher Quali-
tätsanspruch zeichnen ihn in seinen bisherigen Tätigkeiten aus. Er ist ein
Nachfolger, der nahtlos an die großen Erfolge von Dr. Werner Schneider in
den vergangenen beiden Jahrzehnten anknüpfen kann“, beschreibt Kultur-
referent Dr. Hans-Georg Küppers die Personalentscheidung, die der
Münchner Stadtrat am 27. Juni getroffen hatte. Die Nachbesetzung der
Stelle wurde erforderlich, da der aktuelle Amtsinhaber Dr. Schneider im
November 2012 in den Ruhestand eintritt.
Der in Slawistik promovierte Ackermann hatte sich in einem mehrstufigen
Auswahlverfahren durchgesetzt. Seine Erfahrungen in leitender Funktion in
der Stadtbücherei Frankfurt von Mitte 2002 bis Mitte 2006 sowie seine Tä-
tigkeit als Bibliotheksdirektor in Leipzig, die er danach begonnen hatte und
bis zum Jahresende 2012 ausübt, haben überzeugt. Dr. Arne Ackermann
ist in Leipzig für ein großstädtisches Bibliothekssystem verantwortlich,
das mit einer Zentrale und 15 Außenstellen sowie einer Fahrbibliothek ähn-
lich organisiert ist wie die Münchner Stadtbibliothek. München verfügt mit
22 Stadtteilbibliotheken über ein noch größeres Filialnetz, bietet soziale Bi-
bliotheksdienste an, die beispielsweise Krankenhäuser versorgen, und un-
terhält eine Juristische Spezialbibliothek im Rathaus sowie die Monacen-
sia. „Es ist schön, die weitere Entwicklung der Münchner Stadtbibliothek
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mitgestalten zu können. Ich freue mich, die Kolleginnen und Kollegen ken-
nenzulernen, um gemeinsam mit ihnen die Ziele für die Zukunft zu erarbei-
ten“, so Dr. Arne Ackermann.
Die Münchner Stadtbibliothek verzeichnete im vergangenen Jahr über 4,5
Millionen Besucherinnen und Besucher. Sie ist ein beliebter Treffpunkt für
alle Generationen und bietet knapp drei Millionen Medien in verschiedenen
Sprachen sowie ein umfangreiches Veranstaltungsprogramm. Die Aus-
wahl an Büchern, Tageszeitungen, Zeitschriften – teilweise auch im digita-
len Abo -, Hörbüchern, CDs, DVDs, Video- und Gesellschaftsspielen wird
laufend aktualisiert. Der Medienetat beträgt 2,4 Millionen Euro jährlich. In-
vestitionen in vorhandene Standorte und in neue Mittelpunktsbibliotheken
sichern die Zukunftsfähigkeit der Münchner Stadtbibliothek, die mit ihren
Filialen ein wichtiger Bestandteil der dezentralen kulturellen Infrastruktur in
München ist. Nach der ersten Mittelpunktsbibliothek im Neuhauser Trafo,
die 2011 insgesamt 750.000 Besuche verzeichnen konnte, eröffnet im
Herbst eine weitere im Kulturzentrum 2411 direkt an der U-Bahn-Haltestel-
le Hasenbergl. Die Stadt schafft diese neuen, leistungsstarken Außenstel-
len mit erweitertem Medienangebot, um der hohen Nachfrage noch bes-
ser gerecht zu werden und auch neue Zielgruppen zu erschließen. Mit
dem Projekt “update” werden beispielsweise junge Erwachsene zwischen
15 und 25 Jahren mit einem spezifischen Sortiment und besonders gestal-
teten Aufenthaltszonen angesprochen.
Weitere Informationen und Bildmaterial: Pressestelle des Kulturreferats
der Landeshauptstadt München, Jennifer Becker, Telefon 233 - 2 60 05,
presse.kulturreferat@muenchen.de.

Verleihung des Seerosenpreises 2012

(7.8.2012) Am Donnerstag, 9. August, werden die beiden Künstler Karl
Imhof (geboren 1940) und Michael Runschke (geboren 1949) mit dem See-
rosenpreis 2012 ausgezeichnet. Der Seerosenpreis in Höhe von jeweils
2.000 Euro wird von der Landeshauptstadt München gestiftet und jährlich
von der Münchner Künstlerschaft auf Vorschlag einer Jury aus Mitgliedern
von Münchner Künstlergruppen an Münchner Künstlerinnen und Künstler
für ihr Lebenswerk und ihren Einsatz für Kolleginnen und Kollegen verge-
ben. Die Jury bestand in diesem Jahr aus Professor Nikolaus Gerhard
(Akademie der Bildenden Künste), Konrad Hetz, Baldur Geipel (Seerosen-
kreis), Sybille Seiler-Senft und Sibylle Hochreiter (Seerosenpreisträgerinnen
2011), Barbara Henning und Ingo Glass (Freie Künstler). Zur öffentlichen
Verleihung des Seerosenpreises am Donnerstag, 9. August, 19 Uhr, im
Kunstpavillon Alter Botanischer Garten München, Sophienstraße 7a,
spricht Stadtrat Josef Schmid (CSU) in Vertretung des Oberbürgermei-
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sters. Die Laudatoren sind Diana Ebster, Kunsthistorikerin/Kulturreferat für
Michael Runschke und Reinhard Fritz, Künstler, für Karl Imhof.
Mit der Verleihung ist eine vierzehntägige Präsentation der Werke der
Ausgezeichneten verbunden. Diese sind vom 10. bis 26. August, Dienstag
bis Samstag, 13 bis 19 Uhr, Sonntag, 11 bis 17 Uhr, im Kunstpavillon zu
besichtigen. Der Eintritt ist frei. Presseinformationen über Konrad Hetz,
Sprecher des Seerosenkreises, Telefon 0 80 31-2 33 86 68.

Klassik für Familien beim Theatron-Musiksommer

(7.8.2012) Das Jugendkulturwerk des Stadtjugendamtes lädt am Sonntag,
12. August, um 19 Uhr zum traditionellen Klassikabend für Familien auf die
Theatron-Bühne im Olympiapark München ein. Mit der Reihe „Klassik für
Familien“ möchte das Jugendkulturwerk Kindern und Jugendlichen klassi-
sche Musik nahe bringen und gleichzeitig auch jungen Künstlerinnen und
Künstlern Gelegenheit geben, ihr Talent und Können einem breiten Publi-
kum zu präsentieren.
Der „Theatron-Klassikabend für Familien“ widmet sich in diesem Jahr dem
Thema „Alpen“, einem beliebten Ausflugsziel der Münchnerinnen und
Münchner. Lieder von Schubert und Mahler mischen sich mit modernen,
virtuosen Schmankerln im alpenländischen Flair. Zu hören sind zudem zwei
Musikstücke von Leopold Mozart in einer ganz besonderen Interpretation
sowie das Alpensingspiel „Zottl und das Krokodil“ von Hartmut Zöbeley.
Als Solist konnte der Hornist Sebastian Krause gewonnen werden. Es
spielen junge Musikerinnen und Musiker des Orchesters „Sinfonietta“ un-
ter der Leitung des Dirigenten Hartmut Zöbeley.
Passend zum Thema Alpen haben auch die Kinder die Möglichkeit, beim
Konzert auf selbst mitgebrachten Kuhglöckchen mitzuspielen. Das Publi-
kum kann das Motto gerne zusätzlich unterstreichen, indem es in Tracht
kommt. Der Eintritt ist frei.

Ausstellung Ideenwettbewerb Kreativquartier Dachauerstraße

(7.8.2012) Nach der Ausstellung aller Wettbewerbsergebnisse auf dem Are-
al in der Dachauer Straße im Mai diesen Jahres werden die Entwürfe der
vier Preisträger des städtebaulichenund landschaftplanerischen Ideewett-
bewerbs im Foyer im Erdgeschoss des städtischen Hochhauses, Blumen-
straße 28b, gezeigt. Die Ausstellung ist vom 9. August bis 13. September
(außer am 15. August) , Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr geöffnet. Am
11. Mai wurde der Ideenwettbewerb zur Entwicklung des Bereiches zwi-
schen Dachauer Straße, Schwere-Reiter-Straße und Lothstraße in Mün-
chen entschieden. Auf dem ursprünglich militärisch genutzten Areal wird
ein neues Stadtquartier entstehen, in dem Wohnen und Arbeiten mit
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Kunst, Kultur und Wissen verbunden werden sollen. Die denkmalgeschütz-
ten Industriebauten Jutier- und Tonnenhalle stehen derzeit leer und sollen
hier ein kulturelles bzw. kreativwirtschaftliches Zentrum bilden. Nach ein-
gehender Prüfung der Wettbewerbsergebnisse und weiteren Untersuchun-
gen wird der Stadtrat voraussichtlich im Herbst 2012 über das weitere Vor-
gehen beschließen. Parallel zu den städtebaulichen Planungen entwickelt
das Kulturreferat ebenfalls im Rahmen eines Wettbewerbs Konzepte zur
Nutzung der denkmalgeschützten Jutier- und Tonnenhalle. Aktuelle Infor-
mationen zur Ausstellung und über die Entwicklung des Gesamtbereiches
erhalten Sie im Internet unter www.muenchen.de/kreativquartier.

Langzeit-Performance „NEWS 13:13“

(7.8.2012) Die Langzeit-Performance „NEWS 13:13“, eine begleitende
Kunstaktion mit Tonderai Munyebvu und Tomma Galonska im Rahmen der
Sonderausstellung „Black Germany“, ist noch bis 26. August täglich um
13.13 Uhr für eine Stunde im Haus der Kunst, Prinzregentenstraße 1, zu
sehen. Sie ist in deutscher und englischer Sprache.
Im Januar 2012 war der Zimbabwer Schauspieler Tonderai Munyebvu, heu-
te in London lebend, im internationalen Künstlerhaus Villa Waldberta zur
Vorbereitung eines Projekts. Nun kehrt er noch einmal für zwei Monate
zurück an den Starnberger See, um bei der Realisierung dabei zu sein. Zu-
sammen mit der Münchner Künstlerin Tomma Galonska wird er 26 Tage
lang mit einer ungewöhnlichen Kunstaktion die Sonderausstellung „Black
Germany“ begleiten. Als Gepäck tragen die beiden Künstler die phantasti-
schen Rucksack-Köpfe des Bildhauers Valentin von Manz, Gesichter, die
keiner Ethnie, keinem Land zuzuordnen sind. Munyebvu und Galonska
übermitteln in der Performance Nachrichten der anderen Art. Sie greifen
dabei auf Sprachkonzepte des afrikanischen Kulturraums zurück, spielen
mit der kulturellen Dynamik und der Wirkung des Fremden. Im afrikani-
schen Kulturraum wird der Poesie große Wertschätzung eingeräumt, ha-
ben poetische Texte oft enorme politische und soziale Sprengkraft. Galons-
ka sagt darüber: „Ich mache nichts über Afrika, ich reagiere mit meiner
Arbeit auf ein Sprachverständnis, das mich tief bewegt, es verweist auf
ein Lebensverständnis, in dem alles ineinander greift und in ständiger
Wechselbeziehung steht.“ Zentraler Text der Performance ist der „Lagu-
nenkalender“ von Aimé Césaire. Die darin verborgenen Botschaften an
Europa werden umkreist und verleiten die Performer zu spielerischen Ak-
tionen und Reflexionen über das Verständnis von Sprache. Worte als die
„Träger des lebendigen Gedächtnisses“ lassen den geschichtsträchtigen
Ort zu einem Klangkörper werden für die Begegnung mit der historischen
Erfahrung des Anderen.

http://www.muenchen.de/kreativquartier
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„Black Germany“ ist eine Sonderausstellung im Kunstsalon 2012, die Wer-
ke von in Deutschland lebenden Künstlern mit afrikanischem Hintergrund
zeigt. Veranstalter der Ausstellung ist die Freie Münchner und Deutsche
Künstlerschaft e.V. (FMDK e.V.), www.fmdk.de, Haus der Kunst. Weitere
Informationen unter www.physisch.com.
Die Ausstellung ist täglich von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Eintritt zur Sonder-
ausstellung an der Kasse beim Kunstsalon. Für Besucherinnen und Besu-
cher der Performance beträgt der Eintritt 2,50 Euro (Sonderkondition).
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 7. August 2012

Nachfrage – Zweckentfremdung in München

Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU) vom 4.6.2012

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer Anfrage vom 04.06.2012 führen Sie Folgendes aus:

„In der Antwort auf meine Stadtratsanfrage vom 09.03.2012 bezüglich des
Wohnungsmarktes in München und der Handhabung der Zweckentfrem-
dung wurde nach meinen Informationen der städtische Aspekt nicht gänz-
lich abgearbeitet bzw. es wurden städtische Objekte eventuell nicht aufge-
führt, weil sie zwischenzeitlich an eine andere Verwaltung übergeben wur-
den.
Im Innenstadtbereich gibt es, zentral gelegen, an der Müllerstraße drei
Anwesen, die dem Vernehmen nach zumindest bis vor kurzem noch im
Eigentum der Stadt waren und in dem seit Jahren Wohnungen leer stehen.
Nach Informationen aus der Nachbarschaft soll es sich dabei um bis zu 15
Wohneinheiten handeln.“

Zu Ihrer Anfrage vom 04.06.2012 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Gehören die Häuser Müllerstraße 2, 4 und 6 noch der Stadt bzw. wann
wurden diese an ein städtisches Wohnungsunternehmen übertragen?

Antwort:

Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
„Gemäß Stadtratsbeschluss vom 08.12.2011 verbleibt das Objekt Müller-
straße 2, 4 und 6 im Grundvermögen des Kommunalreferates.“

Frage 2:

Sollten diese Häuser an ein städtisches Wohnungsunternehmen übertra-
gen worden sein, welches ist dieses?
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Antwort:

Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
„Wie zu Ziffer 1 ausgeführt, fand kein Verkauf statt. Allerdings wurde die
Verwaltung der Anwesen seit dem 01.01.2012 an die GWG Städtische
Wohnungsgesellschaft München mbH (GWG) übertragen.“

Frage 3:

Ist es richtig, dass in einem bzw. in mehreren dieser Häuser eine Reihe
von Wohnungen seit Jahren leer stehen und warum?

Antwort:

Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
„Das Haus Müllerstraße 2 ist rein gewerblich genutzt. Es ist aber richtig,
dass in den Häusern Müllerstraße 4 und 6 seit Jahren Wohnungen nicht
mehr vermietet wurden.“

Frage 4:

Wenn ja, um wie viele Wohnungen handelt es sich dabei?

Antwort:

„Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
Aktuell sind in der Müllerstraße 4 und 6 insgesamt 10 Wohnungen nicht
mehr vermietet.“

Frage 5:

Wenn ja, warum wurden diese Wohnungen in all den Jahren nicht mehr
Wohnzwecken zugeführt?

Antwort:

Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
„Die Pläne zur Generalsanierung oder Neubebauung des Areals mussten
umfassend geklärt werden. Aktuell soll auf Wunsch des Bezirksausschus-
ses der Erhalt des Ballspielplatzes für die Glockenbachwerkstatt geprüft
werden.

Eine entscheidende Voraussetzung zur Realisierung einer Neubebauung ist
der Leerstand der Objekte. Darum waren die betroffenen Mietparteien
sozialverträglich umzusetzen. Angesichts der geringen Anzahl an verfüg-
baren Ersatzwohnungen war auch das aufwändig.
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Für das Objekt Müllerstraße 2, 4 und 6 liegt ein genehmigter Vorbescheid
zum Abbruch und zur Neubebauung vor. Geplant sind ca. 20 öffentlich ge-
förderte Wohnungen, 2 Gewerbeeinheiten und 14 Tiefgaragenplätze.
Bevor der Abbruch und die Neubebauung zur Schaffung von familienge-
rechtem bezahlbaren Wohnraum realisiert werden kann, ist es erforderlich,
auch die noch verbliebenen Mietparteien sozialverträglich in Ersatzwohn-
raum umzusetzen. Der teilweise Leerstand ist insoweit aus immobilien-
wirtschaftlicher Sicht unvermeidbar, dies insbesondere, da auch eine
Zwischennutzung der Wohnungen aufgrund des schlechten baulichen Zu-
standes nur noch durch kostenintensive und unwirtschaftliche Unterhalts-/
Baumaßnahmen realisiert werden könnte.“

Frage 6:

Gibt es noch andere ehem. städtische Gebäude, die an eine der städti-
schen Wohnbaugesellschaften übertragen wurden, wo es solche Leerstän-
de in den letzten 10 Jahren gegeben hat und wie verfahren die neuen Ei-
gentümer bzw. Verwalter damit?

Antwort:

Dazu nimmt das Kommunalreferat wie folgt Stellung:
„Grundsätzlich ist zunächst festzustellen, dass das Kommunalreferat im
Zuge der im letzten Jahr abgewickelten „Neuorganisation des städtischen
Wohnungsbestandes“ einen großen Teil seines Wohnungsbestandes zum
01.01.2012 an die städtischen Wohnbaugesellschaften GWG und GEWO-
FAG übertragen hat. Im Rahmen des Verkaufs wurden auch sämtliche Un-
terlagen an die Wohnungsbaugesellschaften übergeben, so dass keine
konkreten Angaben hinsichtlich Leerständen in diesen Objekten mehr
möglich ist.

Sofern es in einigen wenigen Objekten zum Zeitpunkt der Übertragung
sowie in den Vorjahren vereinzelt Leerstände gab, hatten diese ihren
Grund aber entweder in der Durchführung von notwendigen baulichen
Maßnahmen (Instandsetzung, Generalsanierung) oder in konkreten Ver-
wertungsüberlegungen (Abriss, Verkauf, etc.).“

Die GWG nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Ob es in den letzten 10 Jahren solche Leerstände in den übertragenen
oder zu verwaltenden Gebäuden gegeben hat, können wir nicht beantwor-
ten.
Alle Wohnungen der GWG München bzw. die von der GWG München für
Dritte verwalteten Wohnungen in vermietfähigem Zustand werden bzw.



Rathaus Umschau
Seite 11

sind vermietet. Kurzfristige Leerstände bei der GWG München ergeben
sich nur durch Wohnungswechsel (Leerstand zwischen zwei aufeinander-
folgenden Mietverhältnissen zur Instandsetzung der Wohnung). Mittelfri-
stige Leerstände entstehen bei der GWG München nur bei zum Abbruch
bestimmten Objekten, welche durch einen Neubau ersetzt werden (z.B. in
den Neubaugebieten Berg am Laim/Ramersdorf oder Harthof).“

Die GEWOFAG Wohnen GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Wir haben 1.450 städtische Wohnungen zum 01.01.2012 in unser Eigentum
übernommen. Aussagen über mögliche Leerstände in den letzten 10 Jah-
ren sind uns nicht möglich, da uns diese Informationen nicht vorliegen und
nur stichtagsbezogen angegeben werden können. Bei der Übernahme der
Objekte haben wir eine Leerstandsquote von ca. 2,5 Prozent verzeichnet.“

Frage 7:

Wie viele Anträge auf Zweckentfremdung haben in den letzten 5 Jahren
städtische Beteiligungsgesellschaften bzw. Wohnungsbaugesellschaften
gestellt?

Antwort:

Das Sozialreferat nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Das Sozialreferat kann dazu keine Zahlen nennen, da keine statistische
Erfassung der Verfügungsberechtigten von Zweckentfremdungsgenehmi-
gungen erfolgt.
Städtische Wohnungsbaugesellschaften stellen jedoch bei Anträgen auf
Zweckentfremdung von Wohnraum generell Ersatzwohnraum zur Verfü-
gung. In einigen Fällen wurde eine Zweckentfremdung nach voran gegan-
genem Beschluss im Sozialausschuss im öffentlichen Interesse geneh-
migt (z.B. Kindertagesstätten, Bewohnertreffs etc.).“

Die GWG nimmt dazu wie folgt Stellung:
„In den letzten 5 Jahren hat die GWG München ausschließlich zum Ab-
bruch und nachfolgenden Neubebauung mit Wohngebäuden ca. 15 Anträ-
ge auf Zweckentfremdung gestellt.“

Die GEWOFAG Wohnen GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Anträge auf Zweckentfremdung sind bei uns generell Einzelfallentschei-
dungen. Beispielsweise im Rahmen von sozialen Projekten oder auch
Neubaumaßnahmen. Hier ist es erforderlich, Wohnraum in andere Nut-
zungsformen überzuführen. So haben wir in der Vergangenheit bei unse-
rem Programm „Wohnen im Viertel“ und bei Neubaumaßnahmen 8 Anträ-
ge gestellt.“
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Frage 8:

Wie hoch ist der Leerstand bei diesen Gesellschaften derzeit?

Antwort:

Die GWG München nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Die Leerstandsquote betrug zum 31.12.2011 bei der GWG München 0,7
Prozent.

Die GEWOFAG Wohnen GmbH nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Der GEWOFAG-Konzern verzeichnete zum Stichtag 31.03.2012 einen
Leerstand von 1,5 Prozent, davon sind 0,72 Prozent als strategisch zu be-
trachten. Darunter versteht man beispielsweise den Leerstand, der durch
Abriss und Neubau von Gebäuden entsteht.“
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Auswirkungen des „Fiktiven Wohnbaurechts“

Anfrage Stadträtin Brigitte Wolf (Die Linke) vom 22.6.2012

Antwort Referat für Stadtplanung und Bauordnung:

Mit Schreiben vom 22.06.2012 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadt-
planung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

Vorbemerkung

Die Anrechnung des „fiktiven Wohnbaurechts“ bei der Aufstellung neuer
Bebauungspläne mit Wohnbaurecht in Bereichen, bei denen Nichtwohn-
baurechte bestehen, ist ein in der Verwaltungspraxis der Sozialgerechten
Bodennutzung (SoBoN) entwickeltes Instrument, das seit 1996 ange-
wandt wird.
Hervorzuheben ist, dass das „fiktive Wohnbaurecht“ keine Auswirkungen
auf die Bestimmung der Leistungen zur sozialen und sonstigen Infrastruk-
tur hat, denn der Infrastrukturbedarf bezieht sich stets auf das gesamte
neu ausgewiesene Baurecht. Die Anrechnung des „fiktiven Wohnbau-
rechts“ hat lediglich Auswirkungen auf die von den Planungsbegünstigten
nach den SoBoN-Grundsätzen zu erbringende Quote für sozial gebunde-
nen Wohnraum.

Anlass für diese Verfahrensweise war, Umstrukturierungen mit der Ziel-
richtung „Wohnen“ in Zeiten gut marktgängiger Gewerbeimmobilien für die
Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer attraktiver zu
machen. Vor Allem bis zu Beginn der 2000er Jahre, gab es einen deutli-
chen „Run“ der Investorinnen und Investoren auf Investitionen mit ge-
werblichem oder Kerngebiets-Baurecht. Dies war für eine gewisse Zeit
auch hinzunehmen, da die Marktlage auf dem Wohnungsbausektor insge-
samt einigermaßen ausgeglichen war; z.T. mussten für Verkauf/Vermie-
tung attraktive Kauf- bzw. Mietanreize geboten werden, um die Nachfrage
zu stimulieren. Allerdings war das Segment des geförderten Wohnungs-
baus insbesondere in einem Ballungsraum wie München auch seinerzeit
von einem deutlich zu geringen Angebot geprägt. Es bestand somit immer
die Notwendigkeit einer aktiven Stützung dieses Bereichs; die Berücksich-
tigung des sog. „fiktiven Wohnbaurechts“ war eines dieser Elemente.
Durch dieses Instrument sollten Bebauungspläne mit Wohnbaurecht für
solche Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer attrakti-
ver gemacht werden, die bereits über „altes“ Gewerbebaurecht verfüg-
ten; diese sollten im Hinblick auf die Lasten nicht anders behandelt wer-
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den als Grundstückseigentümerinnen und Grundeigentümer mit „altem“
Wohnbaurecht und auf diese Weise mitwirkungsbereit gemacht werden.
Trotz einer wegen des fiktiven Wohnbaurechts verringerten Förderquote
wurden insoweit überhaupt erst die Voraussetzungen für neuen Wohn-
raum und damit auch geförderten Wohnraum geschaffen.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:

„Im Rahmen der Sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN) wird bei Um-
strukturierungen den Planungsbegünstigten ein sogenanntes „fiktives
Wohnbaurecht“ eingeräumt. Dies führt dazu, dass die Stadt nicht nur
mehr Infrastrukturkosten selber tragen muss, sondern insbesondere ein
geringerer Anteil geförderten, also preisgünstigen Wohnraum entsteht.
In der Diskussion im Planungsausschuss wurde deutlich, dass die Hand-
habung des „fiktiven Wohnbaurechts“ keine rechtliche Grundlage hat, da
der Stadtrat dazu bisher noch nie einen Beschluss gefasst hat. Es handelt
sich also um ein Instrument, das allein zwischen Investoren und Verwal-
tung entwickelt wurde.
Angesichts der dramatischen Preisexplosion am freien Wohnungsmarkt
ist es umso dringlicher, sich mit den Folgen dieses „fiktiven Wohnbau-
rechts“ zu befassen.“

Frage 1:

Seit wann wird das „fiktive Wohnbaurecht“ im Rahmen der SoBoN be-
rücksichtigt? Wer hat sich das ausgedacht, und wer hat es beschlossen?

Antwort:

Die Verwaltungspraxis fand und findet ihre Stütze in den vom Stadtrat zu-
letzt am 26.07.2006 beschlossenen „Verfahrensgrundsätzen zur Sozialge-
rechten Bodennutzung“. In der dortigen Ziff. 2.2 ist festgelegt, dass Basis
der Ermittlung des Umfangs des geförderten Wohnungsbaus das neu ge-
schaffene Baurecht ist, soweit dieses für den Wohnungsbau vorgesehen
ist („Der Anteil der für den geförderten Wohnungsbau zu bindenden Ge-
schossfläche … beträgt 30 % des neu geschaffenen Baurechts, soweit es
für den Wohnungsbau vorgesehen ist.“). Daher steht es im Einklang mit
den Verfahrensgrundsätzen, vor einer Berechnung der Förderquote zu-
nächst das neu geschaffene Baurecht zu ermitteln. Dabei ist von dem im
(neuen) Bebauungsplan ausgewiesenen Baurecht das schon vorher vor-
handene Wohn- und auch gewerbliche Baurecht „abzuziehen“.
Im Stadtratsbeschluss zur Anpassung der „Verfahrensgrundsätze zur Sozi-
algerechten Bodennutzung“ vom 26.07.2006 wurde im Vortrag der Refe-
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rentinnen und der Referenten unter Buchstabe A 4.2.13 ausdrücklich auf
diese Praxis eingegangen; im Rahmen der Vorbereitung des Beschlusses
hat sich auch die vom Stadtrat eingesetzte SoBoN-Kommission unter Lei-
tung des Herrn Oberbürgermeister mit diesem Thema befasst und hat
dieser Verwaltungspraxis zugestimmt. Der Stadtrat hatte insoweit Kennt-
nis von dieser Handhabung.

Frage 2:

Bei welchen Bebauungsplänen bzw. städtebaulichen Verträgen wurde ein
„fiktives Wohnbaurecht“ angerechnet? Ich bitte um Nennung aller Anwen-
dungsfälle seit Einführung der SoBoN 1995.

Antwort:

Die Ermittlung aller Anwendungsfälle des „fiktiven Wohnbaurechts“ seit
Einführung der SoBoN (bzw. der Verwaltungspraxis zum „fiktiven Wohn-
baurecht“) ist mit einem vertretbaren Verwaltungsaufwand nicht zu lei-
sten. Dies würde es erfordern, alle 114 seit 1995 nach den SoBoN-Grund-
sätzen behandelten rechtsverbindlichen Bebauungspläne (Stand
31.12.2011) sowie die noch nicht abgeschlossenen Verfahren daraufhin
durchzusehen, ob und in welchem Umfang jeweils Bestandsbaurechte
vorlagen und welcher Art diese waren. Entsprechend aufbereitete Daten
liegen nicht vor; sie könnten nur durch Einsichtnahme in die jeweiligen Ak-
ten ermittelt werden.
Es kann aber darauf hingewiesen werden, dass, wie dies auch im Stadt-
ratsbeschluss vom 27.06.2012 zu diesem Thema ausgeführt ist, erst künf-
tig mit für die wohnungspolitischen Zielsetzungen der Stadt bedeutsamen
Größenordnungen zu rechnen ist, da die Umstrukturierungsfälle bei der
Wohnraumbereitstellung deutlich größere Bedeutung gewinnen werden.

Frage 3:

Wie viel geförderter Wohnraum ist München durch das „fiktive Wohnbau-
recht“ in den unter Punkt 2 genannten Fällen entgangen? Ich bitte um de-
taillierte Angabe zu jedem Einzelfall.

Antwort:

Zunächst ist festzustellen, dass nicht von einem durch das „fiktive Wohn-
baurecht“ entgangenen geförderten Wohnraum gesprochen werden kann.
Dies würde voraussetzen, dass eine Umstrukturierung in allen Fällen auch
dann erfolgt wäre, wenn das „fiktive Wohnbaurecht“ nicht berücksichtigt
worden wäre. Angesichts der in der Vorbemerkung geschilderten Situation
auf dem Münchner Immobilienmarkt ist demgegenüber vielmehr anzuneh-
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men, dass es in der Vergangenheit ohne diese Praxis mangels einer Mit-
wirkungsbereitschaft der Planungsbegünstigten gar nicht zu einer Um-
strukturierung gekommen wäre und damit dort keine Wohnungen realisiert
worden wären, also auch kein geförderter Wohnraum entstanden wäre.

Frage 4:

Welche Bebauungspläne sind gerade in der Bearbeitung, die gleichfalls ein
„fiktives Wohnbaurecht“ einräumen? Bitte nennen Sie auch hier zu jedem
Einzelfall den zu erwartenden Ausfall an gefördertem Wohnraum.

Antwort:

Die derzeit in Bearbeitung befindlichen Bebauungspläne, bei denen es sich
einerseits um Umstrukturierungen von Flächen handelt, für die in unter-
schiedlicher Form und in unterschiedlicher Größenordnung Bestandsbau-
rechte vorliegen, und die andererseits nach den im Stadtratsbeschluss
vom 27.06.2012 genannten Kriterien als sog. Altfälle zu behandeln sind,
können aus datenschutzrechtlichen Gründen im Rahmen der Beantwor-
tung dieser Anfrage, nicht im Einzelnen genannt werden. Es handelt sich
allerdings um eine geringe Fallzahl; insgesamt liegen die dort durch die
Bauleitplanungen möglich werdenden Wohnungen bei etwa 500 Wohnein-
heiten; das dabei entstehende „Förderdelta“ zur 30 %-Quote differiert
stark; in Summe werden etwa 60 Wohneinheiten als sozial gebundener
Wohnraum entstehen.
Es ist aber auch hier – wie in der Antwort zu Frage 3 – darauf hinzuwei-
sen, dass nicht von einem durch das fiktive Wohnbaurecht entgangenen
geförderten Wohnraum gesprochen werden kann.
In denjenigen Fällen, die nach den Kriterien des vorgenannten Stadtratsbe-
schlusses als Neufälle zu qualifizieren sind, wird hinsichtlich des sich erge-
benden Förderdeltas künftig in der Weise verfahren werden, dass dieses
durch Vereinbarungen im städtebaulichen Vertrag für sozial orientierten
Wohnraum zu binden ist. Im Umfang des Förderdeltas können dabei die
Wohnungen wahlweise in den Förderprogrammen München Modell-Eigen-
tum, München Modell-Miete, München Modell-Genossenschaften oder als
Werkswohnungen (bzw. arbeitgebergeförderte Wohnungen) bzw. als Stu-
dentenwohnungen errichtet werden.
Für Übergangsfälle sind individuell gestaltete Lösungsansätze möglich.
Die hinreichende soziale Orientierung dieser Ansätze ist dabei daran zu
messen, ob die angestrebte Zielgruppe, die angebotene Bindungsdauer
(sofern kein Ankauf erfolgt) und die vorgesehenen Mietobergrenzen den
im Beschluss des Stadtrates vom 01.02.2012 zu Wohnen in München V
(WiM V) formulierten Parametern bzw. den im Bayerischen Wohnraumför-
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derungsgesetz festgelegten Förderzielen und Wohnformen entsprechen.
Im Ergebnis wird damit erreicht, dass auch in Umstrukturierungsfällen
30 % des neu entstehenden Wohnraums sozial orientiert entstehen.



 
 

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 
 
  

 

 

 
 
 
 

Inhaltsverzeichnis 
Dienstag, 7. August 2012 

 

 
Kinderbetreuung flexibilisieren –  

Zentrale Information und Anmeldung für alle Kinderbetreuungs- 

einrichtungen 

Antrag Stadtrat Josef Schmid (CSU) 
 
Toiletten für Besucher des Ostparks –  

wann wird der Antrag vom 24.02.2012 dem Stadtrat vorgelegt? 

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Beatrix Burkhardt, Hans Podiuk und  
Josef Schmid (CSU) 
 
Der Vernunft eine Bresche schlagen, Blamage begrenzen –  

BAs sollen über die Beschaffung und Aufstellung von Mobilen  

Geschwindigkeitsanzeigern (Dialog-Displays) selbst entscheiden  

dürfen. 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Dr. Georg Kronawitter, Dr. Manuela  
Olhausen und Otto Seidl (CSU) 
 
Kulturelle Vielfalt und interkulturelle Kompetenz in der Stadt-

verwaltung fördern 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Siegfried Benker, Gülseren Demirel  
und Dr. Florian Roth (Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auslandsschuldienst von Mathe-/Physiklehrern der LH München 

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
Geschändetes Kriegerdenkmal in der Forstenrieder Allee 

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) 
 
 

 
 

 
 
 

Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für Anträge und Anfragen von Stadtratsmitgliedern der SPD trägt: Alexander Reissl; CSU: Josef 
Schmid; Bündnis 90/Die Grünen: Siegfried Benker; Rosa Liste: Thomas Niederbühl; FDP: Dr. Michael Mattar; Die Linke: Brigitte Wolf; ÖDP: 
Tobias Ruff; Freie Wähler: Johann Altmann; Bayernpartei: Richard Progl; BIA: Karl Richter.  
Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei   



___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

Kinderbetreuung flexibilisieren –
Zentrale Information und Anmeldung für alle Kinderbetreuungseinrichtungen

Die Landeshauptstadt München schafft eine Möglichkeit zur zentralen Information und Anmeldung 
an sämtlichen städtischen Kindertagesbetreuungseinrichtungen.  Die freien Träger  werden dazu 
aufgefordert,  sich an diesem Verfahren zu beteiligen.  Die vom Bundesministerium für  Familie, 
Frauen, Senioren und Jugend entwickelte Software, die den Kommunen kostenlos zur Verfügung 
gestellt wird, wird auf ihre Einsatzmöglichkeit geprüft.

Begründung:

Schon  wiederholt  hat  die  CSU-Stadtratsfraktion  den  Antrag  gestellt  bzw.  in  Debatten  darauf 
hingewiesen,  dass  es  dringend  erforderlich  ist,  dass  sich  Eltern  zentral  für  mehrere  Kinder-
tageseinrichtungen  anmelden  können  und  nicht  gezwungen  sind,  gegebenenfalls  unter 
Inanspruchnahme  mehrerer  Urlaubstage  bei  jeder  Einrichtung  direkt  und  persönlich 
vorzusprechen. Die ablehnende Begründung des Schul- bzw. Sozialreferates überzeugte schon 
bisher  nicht:  Da  im  Bereich  von  Kinderbetreuungseinrichtungen  in  München  Mangelwirtschaft 
herrscht, kommt es den allermeisten Eltern nicht darauf an, sich die Betreuungseinrichtung mit 
dem  für  sie  überzeugendsten  pädagogischen  Konzept  auszusuchen.  Vielmehr  sind  die 
allermeisten Eltern in  München froh,  überhaupt  irgendwo in der  Nähe der  Wohnung oder  des 
Arbeitsplatzes einen Betreuungsplatz zu bekommen. Deshalb spielt es überhaupt keine Rolle, sich 
aus einem differenzierten Angebot das für ihr Kind beste auszusuchen, wenn die Aussicht, lediglich 
auf der Warteliste zu landen, ohnehin viel größer ist,  als die Chance, einen Platz zu erhalten! 
Ferner  greift  das  Argument  der  Verwaltung  nicht,  dass  auch  die  freien  Träger  Angebote  für 
Kindertagesbetreuung bereit  stellen  und  man über  die  freien Träger  ohnehin  nicht  bestimmen 
könne, da in einer Besprechung vor kurzer Zeit die freien Träger ihr Interesse an einer zentralen 
Information und Anmeldung bekundet haben und bereit wären, sich zu beteiligen. 

gez.
Josef Schmid, Stadtrat
Fraktionsvorsitzender  

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.wzim.de

Antragsteller:
Stadtrat 
Josef Schmid

ANTRAG
06.08.2012

mailto:csu-fraktion@muenchen.de
http://www.wzim.de/
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

Toiletten für Besucher des Ostparks - 
wann wird der Antrag vom 24.02.2012 dem Stadtrat vorgelegt?

Am 24.02.2012 haben wir per Antrag die Errichtung einer öffentlichen Toilette im Ostpark
an geeigneter Stelle gefordert. Der Antrag ist bislang, also seit fünf Monaten, unbearbeitet
und wurde dem Stadtrat noch nicht vorgelegt.

Mitte Juli hat der Oberbürgermeister jedoch schon den Bezirksausschuss informiert, dass
Toiletten im Ostpark eine Standarderhöhung bedeuten, die in vergleichbaren Parkanlagen
ähnliche  Wünsche  auslösen  würden.  Der  nachträgliche  Einbau  fester  Toiletten  sei
finanziell nicht leistbar.

Wir fragen daher:

1. Aus welchen Gründen wurde der Antrag dem Stadtrat noch nicht vorgelegt?

2. Warum hat sich der Oberbürgermeister bereits Mitte Juli 2012 dem BA gegenüber
ablehnend  geäußert,  wenn  der  Stadtrat  noch  keine  Möglichkeit  hatte,  sich  im
Rahmen des Antrags mit der Angelegenheit zu beschäftigen?

3. Wann gedenkt der Oberbürgermeister, den Antrag dem Stadtrat vorzulegen?

gez.
Josef Schmid, Stadtrat Hans Podiuk, Stadtrat Beatrix Burkhardt

Fraktionsvorsitzender stv. Fraktionsvorsitzender  Stadträtin

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat Josef Schmid 
Stadtrat Hans Podiuk

Stadträtin 

Beatrix Burkhardt

ANFRAGE
07.08.12
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Der Vernunft eine Bresche schlagen, Blamage begrenzen � BAs sollen über die
Beschaffung und Aufstellung von Mobilen Geschwindigkeitsanzeigern (Dialog-
Displays) selbst entscheiden dürfen.

Der Stadtrat möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, umgehend dafür Sorge zu tragen, dass die
Münchner Bezirksausschüsse über die Beschaffung und Aufstellung von Mobilen
Geschwindigkeitsanzeigern selbst entscheiden dürfen.  Soweit diese Kompetenz schon
heute bei der für München einschlägigen Rechtslage beim Oberbürgermeister liegt, kann
er dieses Entscheidungsrecht ohne Mitwirkung des Stadtrates in geeigneter Weise auf die
BAs übertragen. Sofern hierzu eine Änderung der BA-Satzung notwendig sein sollte, ist
eine entsprechende Änderung herbeizuführen.

Begründung:
Sollte sich das KVR entschließen, eine Mobile Geschwindigkeitsanzeige zu beschaffen, so
fällt dieser Vorgang nach der Geschäftsordnung des Stadtrats in den Geschäftsbereich
des Oberbürgermeisters. Zumindest dürfte es versierten Verwaltungsjuristen kaum schwer
fallen, dies entsprechend zu begründen. Der Einsatz einer Mobilen Geschwindigkeitsan-
zeige z. B. vor einem Kindergarten oder einer Schule ist eine höchst lokale Angelegenheit
ohne grundsätzliche Bedeutung. Damit ist dies quasi ein laufendes Geschäft der Ver-
waltung und könnte nach dem Vorbild anderer Tatbestände aus der zweiten Phase (2007)
der Übertragung von Entscheidungsrechten auf die Münchner BAs ohne weiteres von OB
Ude direkt vorgenommen werden.

Dr. Georg Kronawitter, Stadtrat                                  Dr. Manuela Olhausen, Stadträtin

Otto Seidl, Stadtrat 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat 
Dr. Georg Kronawitter
Stadträtin 
Dr. Manuela Olhausen
Stadtrat Otto Seidl
ANTRAG
07.08.12



Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
                                                                                         München, den 07.08.2012

Antrag

Kulturelle Vielfalt und interkulturelle Kompetenz in der Stadtverwaltung fördern

Das Personal- und Organisationsreferat wird gebeten, in Zusammenarbeit mit der Stelle 
für interkulturelle Arbeit dem Stadtrat bis zum 2. Halbjahr 2013 einen Bericht vorzulegen 
über:

➢ die Entwicklung des Beschäftigungsanteils von Personen mit Migrationshintergrund 
bzw. mit ausländischer Staatsangehörigkeit gegliedert nach Hierarchieebenen bzw. 
Qualifikationsebenen, Geschlecht, Beamte und Tarifbeschäftigte, EU- und nicht EU-
Staatsangehörigkeit;

➢ erste Praxiserfahrungen mit dem Konzept und dem Thema interkulturelle 
Kompetenz als Kriterium bei Personalauswahl, -beurteilung und -förderung;

➢ Marketingmaßnahmen zur Gewinnung qualifizierter Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund.

In diesem Bericht sollen ggf. auch weitere Maßnahmen für die Zukunft vorgeschlagen 
werden.

Begründung:

Zur interkulturellen Öffnung der Landeshauptstadt München gehört es auch, dass die 
kulturelle Vielfalt sich auch in höheren Hierarchieebenen der Stadtverwaltung abbildet. Auf 
den Führungsebenen und den höheren Qualifikationsebenen (dritte und vierte 
Qualifikationsebene – früher: gehobener und höherer Dienst) sind jedoch Personen mit 
Migrationshintergrund noch sehr selten vertreten. Außerdem war die interkulturelle 
Kompetenz bisher kein entscheidendes Kriterium bei Personalauswahl, -beurteilung und 
-förderung.

Aufgrund des Antrags unserer Fraktion vom 5.2.2009 „Mehr Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund und Erhöhung der interkulturellen Kompetenz auf höheren 
Hierarchieebenen der Stadtverwaltung“ hat der Verwaltungs- und Personalausschuss am 
8.7.2009 und die Vollversammlung am 22.07.2009 einen Beschluss zu diesem Thema 
gefasst, in dem u.a. der Auftrag erteilt wurde, „den Anteil von Beschäftigten und 
Auszubildenden mit Migrationshintergrund zu erhöhen und die interkulturelle Kompetenz 

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de



der Beschäftigten weiter zu entwickeln“ sowie interkultureller Kompetenz „bei 
Bewerbungsgesprächen und Assesmentverfahren“ sowie bei der dienstlichen Beurteilung 
eine noch stärkere Rolle zu geben.

Es erscheint sinnvoll, nach vier Jahren über den Erfolg der bisherigen Bemühungen in 
diesem Bereich zu berichten und ggf. weitere Maßnahmen vorzuschlagen.

Fraktion Die Grünen – rosa liste
Initiative:
Dr. Florian Roth  Gülseren Demirel  Siegfried Benker
Mitglieder des Stadtrates

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de





Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
07.08.2012

Geschändetes Kriegerdenkmal in der Forstenrieder Allee

Nach Berichten der Lokalpresse wurde in den letzten Julitagen das Kriegerdenkmal
an der Forstenrieder Allee, auf dem die Namen von 140 im Ersten und Zweiten
Weltkrieg Gefallenen verzeichnet sind, von Unbekannten geschändet. Das Denkmal
war erst vor wenigen Wochen aufwendig saniert worden. Bei dem Anschlag Ende
Juli wurde der knienden Soldatenfigur der Kopf abgeschlagen. Es wurde Anzeige
gegen Unbekannt erstattet.

Fragen drängen sich auf (deren Beantwortung zwar in den Zuständigkeitsbereich der
Münchner Polizei fällt; von dorther Auskünfte einzuholen, müßte für das KVR aber
unschwer möglich sein).

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Inwiefern kann die Münchner Polizei einen Zusammenhang mit zahlreichen
Farbanschlägen und Sachbeschädigungen erkennen, die in den letzten Monaten von
Linksextremen im gesamten Stadtgebiet verübt wurden (u.a. auf das Münchner
Kreiswehrersatzamt, den Fuhrpark der Polizeiwache am Prinzregentenplatz, ein
Fahrzeug der Bundeswehr auf dem Südbahnhof)?

2. In welchem Umfang waren weitere Soldaten- und Gefallenen-Ehrenmale in den
letzten Jahren (seit 2005) Ziel gezielter Schändungen?

3. Wie ist die Wieder-Instandsetzung durch das Baureferat grundsätzlich geregelt –
gibt es zeitliche Limits und bestimmte Kosten-Obergrenzen?

Karl Richter
Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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